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eitung. 
8 Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boſt⸗ 


nſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal ericheint. 


Freitag, den 27. November 1863. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten 

Kopenhagen, 25. Nor. Der Daron Blome⸗Salzau iſt geſtern, 
der Baron Karl Scheel-Pleſſen heute aus Holſtein hier angelangt. Der 
Letztere hatte dem Vernehmen nach ſofort eine Audienz beim Könige. 
Die Verhandlungen mit dem Grafen Moltke wegen Uebernahme des 
holſteinſchen Miniſteriums ſchweben noch. 

Bremen, 25. Nov. Eine heute hier ſtattgefundene, ſehr zahl: 
reich beſuchte Bürgerverſammlung hat einſtimmig beſchloſſen, an den 
Senat eine Eingabe zu richten, derſelbe möge beim Bunde die Rechte 
Schleswig⸗Holſteins mit allen demſelben zu Gebote ſtehenden Mitteln 
ſchützen. Die Stimmung der Verſammlung war eine der Veranlaf: 
ſung würdige. 

Darmſtadt, 26. Nov. Die Abgeordnetenkammer hat einſtimmig 
den Antrag von Metz angenommen, den Miniſter Freiherrn v. Dal⸗ 
wigk ſofort durch den Präſidenten der Kammer darum anzugehen, 
daß er den großherzoglichen Bundestagsgeſandten nöthigenfalls telegra⸗ 
phiſch anweiſen möge, in der auf heute anberaumten (nach einem in⸗ 
zwiſchen in Berlin eingelaufenen Telegramm aus Frankfurt aber auf 
Sonnabend verlegten) Bundestagsſitzung für Sequeftration der Elbher⸗ 
zogthümer, Anerkennung des Herzogs Friedrich und Ergreifung der 
entſprechenden Maßregeln zu ſtimmen. 

Hamburg, 26. Nov. Unter der holſteiniſchen Geiſtlichkeit iſt die 
Eidesweigerung allgemein; dem Vernehmen nach lehnt auch der Biſchof 
den Eid ab. Von den Mitgliedern des höchſten Gerichtes weigert ſich 
die Hälfte; der Präſident will deswegen einen Gerichtsſtillſtand eintre⸗ 
ten laſſen. 8 
— — . — —— — 

Preuſen. 


Landtags: Verhandlungen. 

S. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (26. Novbr.) 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 12% Uhr. Die Tribünen 
efüllt, der Miniſtertiſch unbeſetzt. Nach Erledigung einiger Minne der 
In elegenheiten proklamirt der Präſident das bereits bekannte Reſultat der 
Wahl der ſchleswig⸗holſteiniſchen Commiſſton. Geſtern Abend iſt noch ein, 
die ſchleswig⸗holſtein'ſche Aae betreffender Antrag der Abgeordneten 
v. d. Heydt, Wagener, v. Blankenburg und Genoſſen eingegangen, der 
bereits der Commiſſion, welche heute Abend ihren Bericht feſtſtellen wird, 
zugewieſen worden iſt. Der Antrag lautet: „Das Haus wolle beſchließen: 
das Haus der Abgeordneten erklärt ſich bereit, in der gegenwärtigen Lage 
der Erbfolge in den Herzogthümern Holſtein, 1 und . der 
Regierung Sr. Majeſtät des Königs zur energiſchen Wahrung aller Rechte 

des deutſchen Bundes die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu ſtellen.“ 

Da nunmehr der in der letzten Sitzung vom Kriegsminiſter überreichte 
Geſetz⸗Entwurf über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte gedruckt und ver⸗ 
theilt iſt, beantragt der Abg. Dr. Freſe, über dieſe Vorlage eine Vorbe⸗ 
— im Hauſe eintreten zu laſſen. Die Sache ſei bereits zum vierten⸗ 
male im Hauſe und es ſei wohl natürlich, daß da ein möglichſt abgekürztes 
Verfahren einzutreten habe. Zur Wahl einer beſondern Commiſſion müßten 

beſondere Gründe vorliegen. Der Inhalt der Vorlage ſei genau derſelbe, 
wie im vorigen Jahre, nichts finde ſich darin von einer Conceſſion als die 
bürgerliche Gleichſtellung der Reſerviſten und Landwehrmänner. Es ſei auch 
keine Ausſicht vorhanden, daß das Haus ſich mit der Regierung in dieſer 
Sache verſtändige, da die zweijährige Dienſtzeit, dieſe erſte Vorbedingung 
einer Verſtändigung fehle. en & i 11 
Wenn irgend eine Sache, ſo ſei dieſe ſpruchreif; die Anſichten ſeien die⸗ 
ſelben geblieben, ſowohl ſeitens der Regierung, wie auch ſeitens des Hauſes; 
die Perſonen ſeien auch dieſelben und vorausſichtlich werde auch die Com⸗ 
miſſion im Weſentlichen aus denſelben Perſonen zuſammengeſetzt werden, 
wie im wo Jahre. Alſo: dieſelbe Vorlage, dieſelbe Regierung, daſſelbe 
Haus, dieſelben Perſonen in der Commiſſion, dieſelbe Ausſichtsloſigkeit auf 
Verſtändigung — wozu da eine Vorberathung durch eine Commiſſion?! 
Man werde ſagen, eine ſolche Vorberathung ſei gründlich — ja, gründlich 
überflüſſig. — Im Lande werde man es kaum verſtehen, wenn man dieſe 
völlig ſpruchreife Sache noch einmal weitläufig 1 ein kurzes Nein 
werde Jeder verſtehen. — Nach oben werde jede Art von Entgegenkommen 
an entſcheidender Stelle mißdeutet und mißbraucht; die Hofpartei mache 
daraus politiſches Kapital und ſuche den Glauben zu erregen, als ließe ſich 
das Haus Alles gefallen. So habe man es z. B. bei dem Auftreten des 
Miniſter⸗Präſidenten gemacht. Daſſelbe würde man hier wiederum fagen; 
hüten wir uns, im Lande mißverſtanden zu werden; hüten wir uns, unſeren 
Gegnern ſelbſt die Waffe in die Hände zu geben. — Es ſei übrigens mög: 

„die Sache in jedem Stadium an eine Commiſſion zurückzuverweiſen. 

er Krie ee werde nicht in der Lage fein, in der Commiſſton irgend 
etwas mehr zu ſagen, was er nicht auch im Hauſe ſagen könne. Sollte das 
Haus doch eine Commiſſion beſchließen, ſo bemerke er, daß dieſelbe für ihn 
perſonlich — fo gut wie für das Land erſt dann ein Intereſſe haben werde, 
wenn der Kriegsminiſter die Conceſſion der zweijährigen Dienſtzeit mache. 

Abg. v. Hennig beantragt, die Vorlage einer Commiſſion don 21 Mit⸗ 

gliedern zu uberweiſen. Er wolle ih nicht auf eine weitläufige Argumenta⸗ 
tion einlaſſen, da er glaube, daß der Antrag des Vorredners in der Mino⸗ 
rität bleiben werde. — Abg. v. Vincke⸗Olbendorf erklärt ſich gegen eine 
Vorberathung im Haufe, weil bei dieſer die Oeffentlichkeit nicht ausgeſchloſſen 
ſei, und alſo die Regierung nicht wie in der Commiſſion in der Lage ſei, 
vertrauliche Mittheilungen 055 machen. Wenn der Antragſteller es für einen 
Uebelſtand halte, daß die Commiſſion wieder aus denſelben Perſonen zu⸗ 
ſammengeſetzt fein werde, wie früher, jo könne das Haus ja andere Mit: 
nel wählen, — Die Debatte wird geſchloſſen. — Abg. Dr. Freie giebt 
einen Antrag zurück (aha! rechts); er habe nur feinen Standpunkt markiren 
wollen; das genüge ihm. — Die Commiſſion wird in der nächſten Plenar⸗ 
Sitzung gewählt werden. g 5 
Das Haus tritt in die ee ein, auf welcher Wahlprüfungen 
tehen. Der Abg. Henrici erſtattet als Specialreferent der V. Abtheilung 
ericht über die Wahl des Abg. v. Lyskowski im vierten marienwerderſchen 
Wahlbezirte (Kreis Strasburg). Von 203 Wahlmännern waren 202 im 
Wahltermine erſchienen, der ausgebliebene iſt rite vorgeladen; im Wahl⸗ 
Termine wurden fünf Wahlen caſſirt; von den verbleibenden 197 Stimmen 
. Majorität 99) fielen 103 auf den Kreisrichter Adalbert v. Lys⸗ 
owski zu Strasburg. , 2 

Die Abtheilung = in Folge der eingegangenen Proteſte die einzelnen 
Urwähler genau geprüft; nach Abrechnung der von ihr für ungiltig erklär⸗ 
ten Stimmen von der Geſammtzahl und der auf Herrn v. Lyskowski und 
feinen Gegencandidaten gefallene Stimmzahl, verbleibt indeſſen erſterem trotz. 
dem immer noch die Majorität. Die Abtheilung beantragt daher, die Wahl 
für Ag zu erklären. * * 

bg. v. Hennig ſtellt den Antrag, die Wahl für ungiltig zu erklären 
und die Staatsregierung zu erſuchen, die n 0 den Beſtimmungen der 
Verordnung vom 30. Mai 1849 abgegrenzten Wahlbezirke den geſetzlichen 
Beſtimmungen gemäß neu abgrenzen zu laſſen. Der Landrath des ſtraßbur⸗ 
ger Kreiſes, Herr v. Young, ſei bei der Abgrenzung der Urwahlbezirte durch⸗ 
aus tendenzibs verfahren; Rechnungsfehler könne man bei einem nad 
jeder Richtung hin jo gewandten Geſchäftsmanne nicht vorausſetzen. Die 
größeren Wachen Gutsbeſitzer ſeien durch Abreißung von ihren Vorwerken 
und Zuſammenlegung mit großen polniſchen Bauerdörfern „todt gemacht 
worden. In einem ſürwahlbezirk ſei ein polniſcher Gutsbeſizer, der weder 
das Deutſche leſen noch ſchreiben könne, zum Wahlvorſteher ernannt worden, 
während in demſelben Bezirke der größte deutſche Gutsbeſitzer des Kreiſes, 
der zugleich erſter Kreisdeputirter, alſo der geſetzliche Stellvertreter des Land⸗ 
raths ge, als einfacher Urwähler gewählt habe. 

Der Urwahlbezirk Kokoczyn⸗Dembowalonka (letzteres gehört dem Bruder 
des Herrn v. Hennig) habe 15 ſtets ſechs deutſche Wahlmänner gewählt, 
die mit der liberalen Partei gejtimmt hatten; diesmal habe der Herr Land⸗ 
rath das große polniſche Bauerndorf Radowies dazugelegt; jo ſei es ihm ge⸗ 


} 
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lungen, ſechs polniſche Wahlmänner durchzubringen, freilich auf Koſten der 
Loyalität, denn der Urwahlbezirk Kokoczyn enthalte nun viel mehr Seelen, als 
ein Urwahlbezirk geſetzlich enthalten dürfe. Dieſer tendenzibſen Maßregeln 
wegen empfehle er, die dadurch beeinflußte Wahl des Herrn v. Lyskowski 
für ungiltig zu erklären. MER 

Abg. Kantak ſpricht für die Giltigkeit, da die Tendenz nur gemuthmaßt, 
nicht erwieſen ſei und es ſchwerlich Herrn Landrath v. Young darauf ange⸗ 
kommen ſei, daß gerade Herr v. Lyskowski in ſeinem Kreiſe gewählt würde. 
Abg. Dr. Faucher bemängelt die von der Abtheilung befolgte Kalkula⸗ 
tionsweiſe; die für ungiltig erklärten Stimmen müßten eigentlich dem Ge⸗ 
genkandidaten des Herrn v. Lyskowski zugerechnet werden; laſſe das Haus 
derartige tendenziöfe Geſetzesübertretungen ungerügt, jo würden öfter ſolche 
Verſuche angeſtellt werden. f : 

Abg. Aßmann: Das Haus habe ſtets in derſelben Weiſe die Berechnung 
angeſtellt, wie die V. Abtheilung, ſo erſt neulich bei der Wahl des Abg. 
Thomſen, wo 27 Stimmen für ungiltig erklärt worden ſeien. Nachdem der 
Abg. Großmann für und Dr. Metzig gegen das Amendement des Abg. 
v. Hennig geſprochen, wird die Debatte geſchloſſen. 

Abg. v. Lyskowski erklärt in einer perſönlichen Bemerkung, daß, habe 
der Herr Landrath v. Young, was er nicht will, wirklich tendenziös verfah⸗ 
ren, — das hätte überhaupt bei den letzten Wahlen wohl jeder Landwirth 
ray (oho der Conſervativen!) — dieſe Tendenz ſchwerlich zu feinen Gun: 
ten gegolten hätte; der Herr Landrath habe ſich bei der bekannten Haus⸗ 
ſuchung an ſeiner Perſon vergriffen und zwar in einer ſo frappanten Weiſe, 
daß eine Criminialunterſuchung deswegen eingeleitelſei; den Verdacht, als ſei er in 
irgend einer Beziehung ein Protégs des Herrn Landrath v. Young, weile er 
mit Entrüſtung von ſich. Abg. v. Hennig: Er habe nicht von einer Ten: 
denz zu Gunſten des Herrn v. Lyskowski geſprochen, ſondern eine Tendenz 
gegen die Fortſchrittspartei gemeint. — Ref. 22 Henrici befürwortet die 
Giltigkeitserklärung. Bei der Abſtimmung erhebt ſich für den erſten Theil 
des b. Hennig'ſchen Amendements eine geringe Minorität; das Haus erklärt 
darauf mit großer Majorität die Wahl des 7 5 v. Lyskowski für giltig 
und nimmt den zweiten Theil des v. Hennig 'ſchen Amend. an. 

Es folgt das Specialreferat dir Abtheilung über die Wahlen im erſten 
danziger Wahlbezirk, Elbing, Marienburg (Romahn, Dr. Wantrup) durch 
den Ng. Kyll; derſelbe iſt auf der Tribüne nur ſchwer zu derſtehen. Es 
ſeien gegen dieſe Wahl Beſchwerden aus mehreren Urwahlbezirken erhoben 
worden und zwar theils wegen Ordnungswidrigkeiten, theils wegen Ein⸗ 
ſchüchtecungen, Drohungen und Gewaltthaͤtigkeiten. Das Wahlprotokoll ent⸗ 
halte nun allerdings mehrere Proteſte; indeß habe der Wahlcommiſſar die⸗ 
ſelben nicht der Wahlmännerverſammlung zur endgiltigen de vor⸗ 
gelegt, ſondern in einer Randbemerkung des Protokolls verzeichnen aſſen: 
„Demnächſt gab der Wahlcommiſſar der Verſammlung Kenntniß von erho⸗ 
benen Einwendungen, mit dem Bemerken, es ſeien noch andere Proteſte 
eingegangen, welche jedoch der Staatsanwaltſchaft überwieſen worden.“ — 
Die Abtheilung ſei hier der Anſicht geweſen, daß durch ſolches Verfahren 
die Wahlordnung und das Wahlreglement verletzt ſeien, nach denen es nicht 
dem Landrathe überlaſſen bleibe, welche Bedenken er der Wahlmannſchaft 
zur Entſcheidung vorlegen wolle. — Die Folge ſolchen Verfahrens ſei zu⸗ 
nächſt die, daß dem Hauſe nicht das geſammte Material geboten werde, 
deſſen es behufs einer verſtändigen Beurtheilung des Falles nach Art. 78 
der Verfaſſung bedürfe . f 

In der Abtheilung ſeien die Meinungen auseinander 9 Wabl ob 
Ungiltigkeitserklärung oder nur Beanſtandung der vorliegenden Wahl bean⸗ 
tragt werden ſolle. Einig ſei man darin geweſen, daß ſich jetzt nicht mehr 
ermitteln laſſe, welche Stimmen als ungiltig zu betrachten ſein würden, und 
welchen Einfluß dies auf das Wahlreſultat gehabt haben würde. — Ber: 
ſchiedene, den Akten beiliegende Beſchwerden, z. B. ſeitens des ehemaligen 
Abg. Lietz, gehen dahin, daß die Abtheilungsliften nicht vorſchriftsmäßig 
vollſtändig drei Tage hindurch ausgelegen haben. Dem gegenüber erkläre 
freilich der Landrath Parey unter dem Datum „Marienburg, 6. Nov. 1863“ 
im Kreisblatte, es ſei allerdings geſchehen; er geſtehe jedoch andererſeits der⸗ 
artige Mängel und Unregelmäßigfeiten zu, daß die Abtheilung ſich gefragt 
habe, ob dadurch die Proteſte Na u oder ob ſie nicht vielmehr dadurch 
vollſtändig conſtatirt werden. Nach Allem habe die Abtheilung beſchloſſen, 
zu beantragen: „Das hohe Haus wolle beſchließen: die Wahl zu beanſtanden 
und eine 8 8 der Proteſtirenden, des Landraths, des Kreisſekretärs, 
der Mitglieder des Wahlvorſtandes bei der Wahl vom 28. Oktober 1863, 
ſo wie eine Vernehmung über die gegen Mennoniten laut gewordene Drohung 
einer Ausſtoßung aus der Mennoniten⸗Gemeinde zu verlangen.“ 

Abg. Dr. Wantrup. (Während der Redner auf die Tribüne zugeht, 
verbreiket ſich eine allſeitige Heiterkeit über den Saal und die Tribünen, die 
erſt allmählich einer geſpannten Aufmerkſamkeit weicht.) Es iſt immer miß⸗ 
lich, in eigener Sache das Wort zu nehmen, um ſo mißlicher aber diesmal 
5 mich, um deſſen Wahl es ſich handelt, da ja dieſelbe von der öffentlichen 

einung, oder vielmehr von der euphemiſtiſch ſogen. öffentlichen Meinung, 
die gewiſſe Blätter vertreten (große Heiterkeit) ſchon vor der Verhandlung in 
dieſem Hauſe verurtheilt und für ungiltig erklärt worden iſt. Ich ſtimme 
dem Antrage der Abtheilung auf Beanſtandung der Wahlen in dem erſten 
danziger Wahlkreiſe zu, wenn auch nicht vollſtändig den Motiven, und halte 
mich 15 Intereſſe meiner Wähler für verpflichtet, denſelben einige Bemer⸗ 
kungen entgegen zu ſetzen. Es iſt zunächſt das Verfahren des Landrathes 
Abramowski bemängelt worden, ich finde ſelbſt deſſen Verfahren nicht ganz 
in Ordnung, ſo weit es die Auslegung der Liſten, doch keineswegs ſo weit 
es die Ausführung der Wahl betrifft, — in dieſer Beziehung iſt kein Fehler 
vorgekommen; ich halte es nur für fehlerhaft, daß der Landrath die ihm 
eingereichten Denunciationen und Proteſte zurückbehalten und nicht der Wahl⸗ 
verſammlung vorgetragen hat. > i 

Er hat die Denunciationen der Staatsanwaltſchaft zugeftellt, welche dies 
ſelben mit der Bemerkung zurückwies, daß ſie ihnen, da ſie unbegründet 
jeien, keine Folge geben könne. (Hört! hört!) Der Redner berührt nun zu: 
nächſt das formelle Bedenken, der nicht richtigen Bildung der Abtheilungs⸗ 
Liſten und ſucht daſſelbe zu beſeitigen; er wünſcht, daß näher unterſucht 
werde, ob die Abtheilungsliſten nicht die geſetzlich vorgeſchriebene Zeit aus⸗ 
gelegen, berührt auch den Punkt, daß ein für blos majorenn erklärter, noch 
nicht 24jähriger . fungirt habe. Auf die in dem Proteſte er⸗ 
wähnten Einſchüchterungs⸗Verſuche übergehend, fährt er fort: Es iſt keine 
8 von Seiten eines Mennoniten⸗Aelteſten erfolgt; ſie haben nur 
den natürlichen ſelbſtverſtändlichen Einfluß, den ſie in der Gemeinde beſitzen, 
angewandt und keinen unberechtigten. 530 

„Die Mennoniten ſind ftille, wehrloſe, chriſtliche Leute (Heiterkeit), aller: 
dings wehrloſe, denn eine Klaſſe der Mennoniten, und zwar die ſtrenge, will 


von der Wehrpflicht abſolut nichts willen, andere tragen Waffen; die erftere | fi 


iſt hauptſächlich im danziger Bezirk vertreten und beſteht aus ſtillen, ſtreng 
chriſtlichen Leuten, und unter dieſen haben allerdings ihre Aelteſten einen 
Einfluß angewandt, der ſehr hoch greift und der ja auch in dieſem Haufe 
sg gemacht wurde, wie denn unjer allverehrter Herr Präſident in der 

röffnungsrede geſagt 28 „das walte Gott“, ein Wert, das gewiß unſer 
Aller Herzen erwärmt hat. — Nun jene haben auch Gott walten laſſen und 
haben die Wahl mit Gott begonnen. (Unruhe und Lärm links.) Ich be⸗ 
greife nicht (zur Linken ſich wendend), wie Sie das lächerlich finden können. 
(Steigende Unruhe; Stimmen links: das iſt ein vorbereiteter Einwand, ey 
iſt nicht gelacht worden.) Wenn irgend bei einer Wahl Tendenz obwaltet, 
ſo iſt dies bei unſerer der Fall. Waͤren ſtatt unſerer andere Namen aus 
der Wahlurne hervorgegangen, ſo wären keine Proteſte erhoben worden. 
(Sehr wahr.) Doch ich hoffe, das Haus wird, wie in anderen Fällen, auch 


ch in dieſem Billigkeit und Gerechtigkeit üben. (Bravo der Conſervativen.) 


Der Präſident theilt mit, daß ein Antrag des 7210 Dr. Eberty ein⸗ 
gegangen ſei: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die Wahl der 
bgeordneten des elbing⸗marienburger Wahlbezirks, Dr. Wantrup und Rohmann, 
für ungiltig zu erklären. Ein Bufap-nendement des Abg. v. Fordenbed 
gebt dahin: auch die Wahlen der Wahlmänner im Kreiſe Marienburg zu 
en die königliche Siaatsregierung aufzufordern, neue Wahlen zu 
veranlaſſen. 

Abg. Dr. Eberty: Sein Antrag rechtfertige ſich dadurch, daß, nachge⸗ 
wieſener Maßen, die Abtheilungsliſten in drei Urwahlbezirken nicht drei 
Tage ausgelegen haben. Dies ſei erwieſen durch die vorgeleſene Bekannt: 
machung des elbinger Landraths Parey, wonach am Nachmittage des I4ten 
Oktober die Abtheilungsliſten noch nicht vollendet waren. Es ſtehe hiermit 


aber ein anderer, viel tiefer eingreifender Umſtand im Zuſammenhange. In 
den Wahlacten befinde ſich unter denſelben Abtheilungsliſten das Atteſt, daß 
dieſe Liſten 3 Tage vor dem löten ausgelegen hätten; dies ſei, wie man 
geſehen, unrichtig. Dieſe Falſchheit des Atteſtes unter drei Abtheilungs⸗ 
liſten würde ſeines Dafürhaltens zur Ungiltigkeitserklärung der Wahl aus⸗ 


reichen. Wer wolle nun aber den Atteſten unter den andern Abtheilungs⸗ 


liſten Glauben ſchenken? Es ſei demnach die dreitägige Friſt nicht gewahrt, 
und, wo dies geſchehen ſein ſollte, verdienten die darüber ausgeſtellten At⸗ 
teſte keinen Glauben. Wenn nun § 15 der Verordnung dom 30. Mai 1849 
eine dreitägige Friſt, nach der Bekanntmachung, zur Anbringung von Ein⸗ 
wendungen ſtelle, jo ſetze dies natürlich voraus, daß die Liſten 3 Tage aus: 

elegen haben. Sei den Wählern dieſe dreitägige Friſt entzogen, ſo ſei ihr 
Wa lrecht, indem ihnen die Kritik deſſelben beſchränkt worden, verkümmert. 
Bei dieſer Beeinträchtigung des Wahlrechts der Wähler, bei der Fehlerhaf⸗ 
tigkeit des ganzen Wahlverfahrens rechtfertige ſich ſein auf Ungiltigkeit der 

ahl — — Antrag — wogegen die übrigen Mängel nur zur Bean⸗ 
ſtandung der Wahl ausreichen würden. Auf dieſe glaube er ſich nicht weiter 
einlaſſen zu dürfen. i ; a 

Ab. v. Sybel an, daß die Angelegenheiten noch nicht jo aufgeklärt 
ſeien, daß man die Wahl ſchon heute annulliren könne. Dagegen lägen 
umfangreiche Bedenken vor, die zweifellos feſtgeſtellt werden müßten, äußerſt 
erhebliche Punkte, deren Conſtatirung im Intereſſe der öffentlichen Ordnung 
läge. Sei eine geſetzliche Beſtimmung an einem Orte nicht befolgt, fo könne 
man nicht wiſſen, an wie vielen anderen Orten dies geſchehen. Im Intereſſe 
der Regierung und des Landraths liege eine Unterſuchung der Sache, des⸗ 
halb möge das Haus die Wahl beanſtanden nicht aber annulliren, da im 
letzteren Falle eine Unterſuchung nicht mehr eintreten könne. Der Landrath 
ſei verpflichtet, Bedenken, die eine Verletzung des Geſetzes conſtatirten, in der 
Wahlmänner⸗Verſammlung zur Sprache zu bringen; thue er dies nicht, ſo 
ſei es Sache des Hauſes, dies zu ſeiner Cognition zu ziehen. Er wolle dem 
Vorredner nicht auf das Gebiet folgen, auf welches derſelbe am Schluß 
ſeiner Rede ſich verirrt habe: nur das Eine wolle er ihm erwidern, daß bei 
ſeiner Aeußerung über den Einfluß bei den Mennoniten nicht Heiterkeit im Hauſe 
geherrſcht habe, ſondern nur eine Bewegung des unwilligen Aufſehens 
(lebhafte Zuſtimmung). h 1 

Daß von einer Seite, die ſich nicht ſcheue, den König in die Debatte zu 
ziehen, auch Gott der Herr im Himmel bei ſolchen Gelegenheiten a en 
werde — eine ſolche Erniedrigung Gottes ſei blasphemiſch (lebhafte 
Zuſtimmung). Er habe nichts dagegen, wenn ihm von jener Seite inſinuirt 
werde, daß er einer gottesfeindlichen Partei angehöre; eine ſolche In: 
ſinuation könnte hoͤchſtens ein Gefühl der Heiterkeit hervorrufen. Denn er 
(Redner) und gr Partei könnten ungetrübt und heiter fein, bei ihnen ſei 
es noch nicht ſo weit 1 daß man die Gelöbnifje, die zu Gott empor⸗ 
geſtiegen ſeien, unter Vorbehalt gemacht habe (lebhafte Zuſtimmung links). 
Abg. Immermann: Es ſei für ihn ein Grund durchſchlagend, der ihn 

beſtimme, im gegenwärtigen Moment bereits für die Ungiltigkeit der elbinger 
Wahlen zu ſtimmen. Der Proteſt, den einige Uxwähler eingereicht, weil die 


Abtheilungsliſten nicht die beſtimmte Zeit ausgelegen, würde ihm nicht ge⸗ 


nügen, da er die Ehre, ein Mandat des Volkes zu erhalten, für zu hoch 
halte, um es ohne vollſtändigen Nachweis zu entziehen. Er würde dem ge⸗ 
enüber Beanſtandung der Wahl und zeugeneidliche Feſtſtellung verlangen. 
ndeß halte er bereits jetzt die Thatſache für vollſtändig erwieſen. Durch 
öffentliche Bekanntmachung des Landraths Parey ſtehe feit, daß die „Abe 
theilung G übe f nicht am 14., 15. und 16. Okt. ausgelegen haben. 
Dennoch finde ſich unter drei Abtheilungsliſten das 55 des Landraths 
Parey, welche die Auslegung derſelben beſcheinigt. Es ſei dies alſo eine 
pflichtwidrig unrichtige Atteſtirung. Für ihn ſtehe demnach feſt, daß auch die 
übrigen von dem Landrath Parey ausgeſtellten Atteſte keinen Glauben ver⸗ 


dienten. (Hört, hört!) Es befänden ſich nun aber aus 43 eg | 


Atteſte bei den Akten, die von dem Landrath Parey ausgeftellt ſeien. Er ſei 
der Meinung, daß der Glaube auch dieſer aufgehoben ſei, und daß mithin 
von 43 Urwahlbezirken nicht feſtſtehe, daß dort die Abtheilungsliſten die ge⸗ 
ſetzliche Zeit hindurch ausgelegen hätten. Inwiefern das Verfahren des Land⸗ 
raths Parey gegen das Strafgeſetzbuch verſtoße, könne hier unetörtert blei⸗ 
ben. Die Abtheilungsliſten aber ſeien gerade die letzte Baſis des Wahl⸗ 
rechts; von ihrer Richtigkeit hänge die active und paſſive Wählbarkeit ab, — 
Er habe ſich bereits in der Abtheilung für Ungiltigkeit dieſer Wahlen aus⸗ 
geſprochen, und nur, weil von anderer Seite geltend gemacht worden, daß es 
zweckmäßiger ſei, noch die vielen andern Unregelmäßigkeiten durch Zeugen⸗ 
vernehmung feſtzuſtellen, dem Antrage auf Beanſtandung ſchließlich zuge⸗ 
ſtimmt. Dieſe Zweckmäßigkeitsgründe müßten aber, wie er ſich überzeugt 
habe, hinter andern ſouveränen Gründen zurückſtehen. Der eine jei, daß 
eine Wahl in demſelben Augenblicke für ungiltig erklärt werden muß, in 
welchem das Haus die Ueberzeugung von der Ungiltigkeit derſelben gewon⸗ 
nen habe; es ſei dies im Intereſſe des Hauſes durchaus nothwendig; die 
Vertagung der Ungiltigkeit verſtoße aber auch gegen die Intereſſen des Wahl⸗ 
kreiſes, der auf mehrere Wochen hinaus keinen legitimirten Vertreter hätte. 
Allerdings würden durch eine ſofortige Ungiltigkeitserklärung die übrigen Un⸗ 
regelmäßigkeiten der Controle des Hauſes entzogen, aber die beantragte Un⸗ 
terſuchungscommiſſion könne dieſelben ja immer noch zu ihrer Cognition zie⸗ 
hen, Er würde als Unteramendement in Eberty ſchen Antrage die Uns 
giltigkeitserllärungen aller derjenigen hlmännerwahlen beantragen, auf 
deren Abtheilungsliſten ein Atteſt des Landraths Parey ſtehe. 

Abg. v. Gottberg. Er habe auf v. Sybels Aeußerungen einige Worte 
zu erwidern. Er könne ihn nicht beneiden wegen ſeiner Anſchauungen von 
Blasphemie, welche darin zu finden ſein ſolle, daß die Mennoniten den 
Wahlact mit Geſang und Gebet begonnen haben (Oh! oh! links). Was die 
Behauptung angehe, es ſeien in ſeiner (des Redners) Partei Eide mit Vor⸗ 
behalt geleiſtet worden, ſo ſei ihm dies zu allgemein ausgedrückt. Herr 
v. Sybel möge beſtimmte Perſönlichkeiten nennen. Der Vorwurf, feine Partei 
habe den Namen des Königs in den Kampf getragen, ſei ein vielfach ers 
hobener, und er ſtehe nicht an, laut zu erklären, er ſelber habe auch die Pa⸗ 
role „koͤnigstreu“ oder „königsfeindlich“ ausgegeben. Habe doch die 


Gegenpartei ſelber die Veranlaſſung dazu gegeben. 3 Se. Majeſtät 


ſei die Militärreorganiſation ſein eigenes Werk und ihre Durchführung ſein 
- Könne man ſich da wundern, wenn die Parole alſo geftellt 
worden f 


Präſident Grabow unterbricht den Redner mit der Bitte, nicht zu ſehr 
von dem Gegenſtande, welcher das Haus beſchäftige, abzuweichen. 

Abg. v. Gottberg. Es ſcheine ihm, als ob die Redefreiheit für die 
Gegenpartei nicht ſo eng begrenzt werde. — Unterbrechung, Glocke des Prä⸗ 


habe ausdrücklich erklärt, er 5 einverſtanden mit ſeinen Miniſtern, und es 


eigener Wille. 


identen. 

Praſident Grabow hebt mit Nachdruck hervor, daß dem nicht fo ſei, 
indem er ſtets unparteiiſch verfahren ſei. (Beifall.) r 

Meine Herren, wohin ſoll es führen, wenn wir in unſeren Debatten auf 
Sachen zurückkommen, die an einem anderen Orte entſchieden und ausgetra⸗ 
gen werden müſſen; ich glaube im Rechte zu ſein, wenn ich das Erſuchen 
ausſpreche, daß die Herren Abgeordneten ſich ſtets an die Sache ſelbſt 


halten. 

Abg. v. Gottberg fährt fort: Man habe die mehrfach citirten En 
graphen der Wahlverordnung und des Wahlreglements in einer Weiſe 
gedeutet, welcher er nicht zuſtimmen konne: nirgends finde ſich die aus⸗ 
drüdliche Beſtimmung, daß die Abtheilungsliſten drei Tage ausliegen 
— es heiße nur: „Einwendungen ſind innerhalb drei Tagen geltend zu 
machen.“ 

Die dahin einſchlagende Bekanntmachung des Magiſtrats in Danzig rede 
eben ſo wenig von „drei Tagen“, ſondern führe nur die Data der Tage an, 
welche für die Auslegung beſtimmt worden. Nun ſei es aber für ihn un⸗ 
zweifelhaft, daß die Liſten wirklich drei e ausgelegen, mit Ausnahme 
eines einzigen Falles, hinſichtlich deſſen Ungewißheit herrſche; auch hier ſeien 
jedoch die Liſten wohl fertig geweſen, man habe nur noch einige Verände⸗ 
rungen in ihnen vorzunehmen gehabt. Wolle nun das Haus dieſes einen 
Falles wegen die Liſten aller übrigen Urwahlbezirke für ungiltig erklären? 

Die Proteſte liegen allerdings bei den Akten; aber er meine, wenn die 
Proteſtirenden ſelber ihre Proteſte a ſtichhaltig gehalten hätten, jo würden 
ſie dieſelben ſicherlich ſofort zur Geltung gebracht haben gegen die ange⸗ 

ochtenen Wahlen. Dies ſei nicht geſchehen, und er glaube, das Haus müſſe 
deshalb darüber hinweggehen. den Vorwurf in Betreff der Menno⸗ 
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ihm verlangt, die er gern ertheile. 


niten anlange, ſo dürfe in dieſem Hauſe nur von amtlichen Beeinfluſſun⸗ 
gen geredet werden, keineswegs aber von el A e ner 
wenn überhaupt dergleichen vorgekommen ſeien. Schließlich geht der Redner 
auf Specialitäten der in Rede ſtehenden Wahl ein, die für die größere 
Oeffentlichkeit kein weiteres Intereſſe haben. TER 

Abg. v. Forckenbeck: Im Intereſſe feiner Partei würde es gewiß lie⸗ 
ch wenn Herr Wantrup ſeinen Platz hier im Hauſe behielte. Seine An⸗ 
ichten, die namentlich bei den jüngſten Wahlen hervorgetreten ſeien, habe er 
mit ſo abſonderlichen Argumenten unterſtützt, daß es im Intereſſe ſeiner (des 
Redners) Partei nur liegen könne, hier dieſe Argumente noch einmal zu hö⸗ 
ren und ſie E Er meine die Rede, welche Herr Wantrup in 
Danzig gehalten habe, über die Bedeutung eines gewiſſen Eides auf die 
malen (hört! hört). Dennoch müſſe er für die Ungiltigkeit der 
Wahl ſtimmen. Eine richtige Bildung der Abtheilungen ſei im eminenteſten 
Sinne des Wortes das Recht jedes Urwählers; die Vorſchriften über die 
Bildung der Abtheilungen ſeien daher weſentliche. Jede Verletzung derſelben 
ſei ein Nichtigkeitsgrund; er ſei überzeugt, daß die Liſten im Kreiſe Marien⸗ 
werder drei Tage nicht ausgelegen hätten. Ferner habe der Landrath die 
Abtheilungsliſten nicht in jedem Urwahlbezirk ausgelegt, ſondern einfach be⸗ 
kannt gemacht, daß ſämmtliche Liſten auf dem Landrathsamte auslägen. 
Der Wahlkommiſſar ſei der vorzüglichſte Wächter über die Legalität der Ur⸗ 
wahlen; wenn er feine Pflicht verletze oder feine Pflicht fo auffaſſe, wie fie 
mit dem Geſetze in direktem Widerſpruch ſtehe, jo müſſe die Wahl caſſirt werden. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. 
Abg. v. Sybel: Herr v. Gottberg habe 1 8 kategoriſch eine Erklärung von 

t ile. Er wolle nicht mit ihm rechten über den 
Begriff des Wortes „Blasphemie; er habe nicht die Thatſache gemeint, daß 
die Mennoniten mit Gebet zum Wahlacte gegangen ſeien, ſondern die Be: 
merkung, welche der Abg. Wantrup über den Einfluß dieſes Gebets auf den 
Ausgang des Wahlacts gemacht habe. — Bei ſeiner Aeußerung über die 
Eidesleiſtung unter Vorbehalt, habe er wahrlich nicht an Hrn. v. Gottberg 
gedacht, ſondern an die bekannten politiſchen Reden über den Eid Sr. Maj. 
auf die Verfaſſung, der unter Vorbehalt geleiſtet fein ſolle; ferner über die 
in Ausſicht genommene königliche Dictatur, die an die Stelle der Verfaſſung 
treten ſolle. (Hört! hört!) Er habe Reden geleſen, worin der Eid auf die 
Verfaſſung als ſündhaft dargeſtellt, worin Se. Maj. der König verglichen 
worden mit einem im neuen Teſtament genannten Könige. Er könne nur 
8 daß dieſe Reden nicht innerhalb der liberalen Partei gehalten 
worden. 

Abg. Dr. Wantrup: Wenn die Vorausſetzungen und Folgerungen des 
Abg. v. Sybel richtig geweſen wären, ſo würde er vielleicht auch für die 
Annahme einer Blasphemie ſein. Die Vorausſetzungen ſeien aber nicht 
richtig: er habe nur von dem berechtigten Einfluſſe ſprechen wollen, den die 
Mennoniten⸗Aelteſten angewandt, und daß ſie keine Androhung ausgeſprochen. 
Wenn er von dem Rednerſtuhle aus die unten entſtandene Bewegung falſch 
gedeutet, ſo wäre es doch wohl billiger, eher einen Irrthum anzunehmen, als 
ihm eine falſche Abſicht unterzuſchieben. Was nun die fernere Hindeutung 
owohl des Abg. v. Forckenbeck, als des Abg. v. Sybel auf eine von ihm in 

anzig gehaltene Wahlrede betreffe, ſo wäre er wohl berechtigt, eine Recht⸗ 

ferti N was er außerhalb des Hauſes geſprochen, zu verweigern. 
Rufe: icht verlangt!) Er wolle aber freiwillig darauf antworten. Die 
Ungaben über ſeine Reden beruhten ſämmtlich auf den Berichten fortſchritt⸗ 
licher Blätter, er aber berichtige grundſätzlich niemals eine Zeitung. Es 
heiße allerdings: Qui tacet, consentire videtur; dieſer Satz treffe aber bei 
ihm nicht zu. Was er geſagt, das ſei gehört worden, nicht nur von Beam⸗ 
ten, 81 von Geiſtlichen aller Confeſſionen. 

Was er in Bezug auf den Eid geſagt, das ſtehe in jedem Katechismus 
(mit erhöhter Stimme): Ein Eid kann niemals ſtreiten mit der Gerechtigkeit, 
mit der Wahrheit, mit der Billigkeit! Das habe er geſagt, und es ſei eine 
tendenziöſe Lüge, wenn man aus ſeiner Erwähnung eines jüdiſchen Königs 
eine Beziehung auf den regierenden König 1 babe. Er 
habe nur vom Könige im Allgemeinen geredet in einer Wahlverſammlung. 
Er habe zwar zu Danzig geſprochen, aber doch mit Beziehung auf ſein Amt 
und in Gegenwart ſeiner Vorgeſetzten (Heiterkeit); ja ſogar ſein unmittelba⸗ 
rer Vorgeſetzter, der Regierungspräſident ſei zugegen geweſen. (Geſteigerte 
Heiterkeit.) Der Herr Cultusminiſter ſogar habe auf Grund der Zeitungs⸗ 
berichte zu wiſſen verlangt, was er geſprochen, und ſich mit ſeiner Antwort 
für vollſtändig befriedigt erklärt. Er habe nicht gegen die Heiligkeit des Eides 
geſprochen, ſondern gerade das Gegentheil. f 

Abg. Wagener (Neuſtettin.) Der Abg. v. Sybel habe am Schluſſe ſei⸗ 
ner perſönlichen Bemerkung auf eine Aeußerung Bezug genommen, die, ſo 
viel er wiſſe, von Niemandem anders gebraucht worden ſei, als von ihm 

em Redner) on Von Eiden mit Vorbehalt habe er, ſollte ſich die 

etreffende Bemerkung auf ihn bezogen haben, niemals geſprochen; er habe 
ſich niemals eines ſolchen Ausdrucks bedient. Was den Ausdruck „kö⸗ 
nigliche Diktatur“ betreffe, ſo ſei er nicht der Mann dazu, das, was er 
anderswo geſagt habe, nicht auch hier im Hauſe zu wiederholen und zu ver⸗ 
treten. Wenn er auch ſeinerſeits dem Hauſe nicht das Recht zugeſtehen könne, 
über Aeußerungen außerhalb deſſelben zu Gericht zu ſitzen und am aller⸗ 
wenigſten Beichtvater oder Seelſorger in den Reihen der Fortſchrittspartei 
u ſuchen. (Heiterkeit) Was er jagen werde, ſolle daher nicht per ſönlicher, 
ſondern durchaus politiſcher Natur ſein. Er habe geſagt, es könne eine 
Entwickelung der Zuſtände in Preußen eintreten, wo nichts übrig bleibe, als 
die königliche Diktatur; das habe er geſagt und ſage er hier nochmals. 
Sein Verfaſſungseid beſtehe aus zwei Theilen. (Hört! hört!). An erſter 
Stelle habe er Treue und Gehorſam geſchworen dem Könige, an zweiter 
Stelle auf die Verfaſſung (hört! hört!), nicht als ob Eines das Andere 
ausſchließe; er halte aber den König für den erſten und unentbehrlichſten 
Theil unſerer Verfaſſung. Mit jener Bemerkung habe er übrigens nichts 
weiter geſagt, als was auch hervorragende Führer der Fortſchrittspartei ge⸗ 
jagt hätten, daß es nur ein Amüſement für Kinder ſei, von der conſtitutio⸗ 
nellen Phraſe des Gleichgewichts der Gewalten zu ſprechen, daß es ſich nicht 
ſowohl um eine Rechtsfrage, als um eine Machtfrage handle. 

Das ſei der Kern deſſen geweſen, was er geſagt habe. Liege die Sache 
fo, daß das Haus der Abgg. ſeine verfafjungsmäßigen Rechte bis zum äußer⸗ 
ſten Extreme ausdehnen wolle, ſo müſſe auch die Krone ihre eigenen Rechte 
ſo weit ausüben und handhaben, als die äußerſten Grenzen der Verfaſſung 
es nur irgend geſtatteten. Habe man von der andern Seite anonyme Zei⸗ 
tungsartikel citirt, ſo werde man ihm wohl geſtatten, auch eine Schrift zu 
citiren, die unter dem eigenen Namen deſſen verbreitet werde, von dem ſie 
ausgegangen. In dieſer Schrift (Jacoby's) heiße es: „Wer unter ſolchen 
Umſtänden noch von einer Vermittlung der Gegenſätze, von Verſöhnung der 
Parteien, von Hand⸗ zum Frieden⸗Bieten ſpricht, der treibt — ich geſtehe es 
aufrichtig, — entweder nur ein eitles Spiel mit Worten, oder geht abſichtlich 
darauf aus, den Gegner hinters Licht zu fühen.“ Meine Politik iſt eine 
118 und offene; ich will Niemanden hinters Licht führen; der Gegenſatz 
iſt aber bereits kein theoretiſcher mehr, ſondern ein praktiſcher, und es 
Di on richtig, daß, wenn die Dinge auf dieſem Wege fortgehen, wir die 

tſcheidung nicht von der Rednertribüne herunterholen werden. 

Der Präſident macht den Redner darauf aufmerkſam, daß er längſt die 
Grenzen einer perſönlichen Bemerkung überſchritten habe, und erſucht die 
Mitglieder nochmals dringend, ſich jeder Incriminationen zu enthalten, ſon⸗ 
dern bei der Sache zu bleiben. — Abg. Wagener bricht feine Bemerkung 
ab; von ſeiner Partei ſei die Provocation nicht ausgegangen. — Abg. 
v. Sybel: Er habe Niemand beim Namen genannt, ſondern nur conſtatirt, 
daß von der liberalen Partei die betreffenden Aeußerungen nicht ausgegan⸗ 
gen ſeien. — Abg. v. Forcken beck: Er habe es anfänglich bedauert, daß 

em Haufe die Gelegenheit entzogen werden mochte, die Anſichten des Abg. 
Wantrup hier weiter entwickeln zu hören; nachdem derſelhe ſich aber auf die 
Billigung ſeines Regierungspräſidenten und Reſſortminiſters berufen habe, 


erkläre er, daß jetzt dieſes Bedauern fortgefallen ſei. Ab deifzteit 


Es erfolgt die Abſtimmung. Die Wahlen der Abg. Dr. Wantrup und 
Romahn werden dem Antr. des Abg. Dr. Eberty gemäß für ungiltig erklärt; 
dafür auch die Altliberalen, Graf Bünau, Simſon, v. Vinge⸗Olbendorf. — 
Ebenſo beſchließt das Haus, ſämmtliche Urwahlen für ungiltig zu erklären, 
auf deren Abtheilungsliſten das Atteſt des Landraths Parey ſtehe. — Der 

räſident beraumt die nächſte Sitzung auf Sonnabend 10 Uhr an. Tages⸗ 

rdnung: Schlußberathung über den e det ale Antrag auf Ein⸗ 
ſetzung einer Unterſuchungs⸗Commiſſion . der Wahlen, mündlicher Be⸗ 
richt über eine Petition wegen eines in Folge der Wahlen eingeleiteten Dis⸗ 
ciplinarverfahrens und Wahlprüfungen. Schluß der Sitzung 4 Uhr. 


In die Militär⸗Commiſſion! werden vorausſichtlich neun Mitglie⸗ 
der des linken Centrums und die übrigen zwölf aus der deutſchen Fortſchritts⸗ 
partei gewählt werden; die letztere Fraction hat ausdrücklich beſchloſſen, auf 
eine Amendirung dieſesmal nicht einzugehen. 

[Laſſalle.] Geſtern hat der Vertheidiger des Herrn Laſſalle, Herr 
Rechtsanwalt Holthoff, die Freilaſſung deſſelben gegen eine Caution von 
3000 Thlrn. bewirkt. Die Hochverrathsanklage ſoll ſich auf eine Stelle 
der Flugſchrift an die Arbeiter richten, die gelegentlich der Wahlmänner⸗ 


wahlen hier verbreitet wurde. 


r Bart N n 


Poſen, 26. Nov. [Abgeordnetenwahl.] Bei der heute in 
Murowana⸗Goslin ſtattgehabten Nachwahl eines Abgeordneten für den 
Wahlkreis Poſen⸗Obornik erhielt die abſolute Majorität der in Berlin j 
in der Hausvoigtei in Unterſuchungshaft befindliche Gutsbeſitzer Herr 


Boguslaw v. Lubienski auf Kigczyn. (Oſtd. Z.) 
Rußland. 

++ Warſchau, 25. Nov. [Neue Verhaftungen. — 
Deportationen. — Verurtheilung zum Tode. — Offieielle 
Widerlegung von Verleumdungen. — Infurgententreffen.] 
Zu den geſtern gemeldeten Verhaftungen höherer Beamten iſt heute 
eine Anzahl von Collegen derſelben hinzugekommen. Die Namen aller 
dieſer Herren dürfte die Leſer wenig intereſſiren, jedoch hebe ich den 
Luszezewski's hervor, der ſchon feiner Tochter wegen in weiteren Kreiſen 
bekannt ſein dürfte. Fräulein Luszezewska, bekannter unter ihrem litera⸗ 
riſchen Namen Deotyma, iſt eine ſehr bedeutende polniſche Dichterin, 
die ſchon in ihrem vierzehnten Jahre mit ihren oft erhebenden Impro⸗ 
viſationen in Erſtaunen geſetzt hat. Sie iſt der Mittelpunkt eines 
Cirkels, der ſich im Haufe ihrer hochgebildeten Eltern um fie verfam: 
melt, und alle hervorragenden Perſönlichkeiten Warſchau's in ſich ver: 
einigt. Luszcezewski ift Director der Abtheilung für Induſtrie in der 
Commiſſion des Innern. Es wäre Wahnſinn, ihn oder irgend einen 
der in den letzten zwei Nächten Verhafteten wegen irgend eines noch 
ſo entfernten Antheils an der Revolution beſchuldigen zu wollen, 
und erſtaunt fragt man ſich, was wohl die Urſache dieſer 
Verhaftungen fein möge? Als Luszezewski geweckt wurde, um 
nach der Citadelle gebracht zu werden, legte er ſeine Parade-Uniform 
und ſeine vier vom Kaiſer in verſchiedenen Zeiten ihm verliehenen Orden 
an. Die Verhafteten ſind gar nicht zu Protokoll vernommen worden; 
es wurde ihnen blos angezeigt, daß ſie morgen Früh um 6 Uhr mit 
der Eiſenbahn nach Rußland geſchickt, und daß ein jeder von ihnen 
200 Rubel Reiſegeld erhalten werde; ihre Angehörigen haben zugleich 
die Aufforderung erhalten, die nöthigen Sachen nach der Citadelle zu 
beſorgen. Ob den Verbannten auch geſtattet wurde, von den Ihrigen 
ſich zu verabſchieden, iſt mir nicht bekannt, wahrſcheinlich iſt es der 
Fall. — Vorgeſtern iſt ein Zug Deportirter mit der Eiſenbahn nach 
Rußland abgegangeu, der nicht weniger als 600 Perſonen zählte, dar⸗ 
unter auch einige Frauen. Morgen Früh geht wiederum ein beträcht⸗ 
licher Zug ab, unabhängig von dem Zuge, der die zuletzt Verhafteten 
abführen ſoll. — Der „Dziennik“ bringt die Mittheilung, daß über⸗ 
morgen Früh um 10 Uhr Eugen Dobrowolski im Graben der Cita⸗ 
delle erſchoſſen werden wird. Es wird von ihm geſagt, daß er im 
Jahre 1858 aus dem Militärdienſte entlaſſen wurde, daß er darauf 
als Archivar im Landrathsamte zu Lowicz gedient habe, von welchem 
Poſten er im Februar d. J. ſich entfernte, um unter die Inſurgenten 
unter Langiewicz zu treten. Später ſtand er unter Seifried, bildete 
dann ſelbſtſtändig eine Bande von 160 Mann und vereinigte ſich zu⸗ 
letzt mit Skowronski. Er war im Begriff, nach dem Auslande zu ent⸗ 
kommen, wurde aber von Koſaken angehalten, welche bei ihm verſchie⸗ 
dene revolutionäre Papiere fanden. — Weiter erklärt der „Dziennik“, 
daß Angeſichts der Verleumdungen, welche vom „Czas“ und anderen 
polniſchen Blättern verbreitet werden, welche Blätter trotz den auf ihnen 
laſtenden Verbots doch im Geheimen Eingang finden, die Behörde hier 
nicht ſchweigen dürfe, und ſo nimmt der „Dziennik“ es ſich vor, den 
Verleumdungen entgegen zu treten. Es wird alſo geleugnet, daß eine 
ſchwangere Frau für den Mangel einer Laterne geſchlagen worden ſei, 
da für dieſes Vergehen ja nur eine Nacht Polizeiarreſt beſtimmt iſt. 
Es wird geleugnet, daß Frauen ohne Verhör und Urtheil nach Ruß⸗ 
land geſchickt wurden. „Unter Anderm hat ja Frau Rozalia Waliszewska 
in einem Frauen⸗Revolutions⸗Comite fallen deſſen Zweck ein ganz anderer 
war, als der, den Familien von gefallenen Inſurgenten Hilfe zu leiſten.“ 
Ueber die Anwendung der Tortur wird geſagt: Es iſt falſch, daß man 
der ebengenannten Waliszewska mit Tortur gedroht hatte, denn die 
Tortur iſt ſowohl im Kaiſer⸗ als auch im Königreich aufgehoben, kein 
Kriegsgericht hat das Recht, ſolche anzuwenden, und keines wendet ſie 
auch an. In Bezug auf eine Mittheilung in der pariſer „Patrie“, 
daß zwei Frauen enthauptet werden ſollen, erklärt der „Dziennik“, daß 
die Gräfin Ledochowska gar nicht verhaftet worden ſei; was aber die 
Frau Trachanowska anbelange, fo ſei fie zwar aufs höchſte compro: 
mitirt, ihr Proceß aber noch nicht zu Ende. Sie war, ſagt der 
„Dziennik“, ein thätiges Mitglied der National-Regierung, es iſt bei 
ihr eine geheime Druckerei und eine Maſſe revolutionärer Papiere ge⸗ 
funden worden, welche ſie ſelbſt im Lande zu verbreiten pflegte. Sie 
hat auch für die Revolutions⸗Tribunale ſpionirt, und zeigte denſelben 
Perſonen an, welche der ruſſ. Regierung zugethan find. Auch des Cor⸗ 
reſpondenten der Breslauer Zeitung wird erwähnt und ſeine Mit⸗ 
theilung, daß dem Vater der Zwillingsſchweſtern Fleiſcher die Bitte 
verſagt wurde, ihm den Ort anzugeben, wohin feine Töchter geſchickt 
werden ſollten, damit widerlegt, daß dieſe beiden Mädchen ſchon ftei 
ſeien. Ihr Correſpondent wiederholt aber hier auf das Beſtiumteſte, 
daß jene ſeine Mittheilung vollkommen wahrheitsgetreu iſt, und daß 
die Schweſtern Fleiſcher erſt im letzten Augenblicke vor ihrer Deporta⸗ 
tion, wie es heißt, auf Verwendung des Generals Trepow, befreit wur⸗ 
den. Wäre dieſe Befreiung um Mitternacht nicht eingetreten, ſo wären 
die Fleiſcher des Morgens darauf nach einem Orte verſchickt, der dem 
Vater anzugeben verweigert wurde. Der Correſpondent der Bres⸗ 
lauer Zeitung hegt keinen Nationalhaß gegen die Ruſſen, und ihm wäre, 
von ſeinem Standpunkte als Menſch es viel lieber, wenn er von den 
jetzigen Handhabern der Regierung Gutes und Erfreuliches hätte mit⸗ 
theilen konnen, was er nie unterläßt, wenn ſich ihm etwas Derartiges 
darbietet. Aber er glaubt auch der Menſchlichkeit damit zu dienen, 
wenn er Ueberſchreitungen, die im Gewühl der politiſchen Leidenſchaft 
den Regierenden ſelbſt entgehen mögen, ans Tageslicht zieht, und er iſt 
glücklich, dadurch hin und wieder zur Abſtellung irgend einer Ueber⸗ 
ſchreitung beizutragen. Ich habe über die Anwendung der Tortur 
geſchrieben, habe es aber auch nicht verſchwiegen, als ſie 
aufgehört hat. Uebrigens verſteht man unter Tortur auch 
die Stock⸗ und Ruthenhiebe, welche jo mancher Polizei⸗Commiſſar 
mir nichts dir nichts auszutheilen pflegte. Ich nenne nur den wilden 
Mann im achten Zirkel, der unter anderem einem, wie es ſich bald 
zeigte, von einem Betrüger auf's Infamſte eines Diebſtahls angeklagten, 
durch und durch ehrlichen Gaſtwirth ohne Weiteres 75 Hiebe aufzählen 
ließ. — Es kommen hierauf im „Dziennik“ noch ein paar minder 
weſentliche Widerlegungen. — Vom Kriegsſchauplatze enthält der „Dzien⸗ 
nik“ einige Mittheilungen, denen zufolge die Inſurgenten faſt überall 
geſchlagen und aufgehoben ſeien. Dieſe Mittheilungen betreffen aber 
ältere Vorgänge, außer der Mittheilung über den Fürſten Wittgenſtein, 
wonach die 180 Mann betragende Bande von Großmann und Put: 
kammer am 22. d. M. — es ſteht nicht wo — geſchlagen worden ſei. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 rd. Ba⸗ Teuft⸗ Wind:: 

in Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe- richtung und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur. Stärke. 

Breslau, 26. Nov. 10 U. Ab.] 338,75 74,0 NO. 1, Wollig. 
27. Novbr. 6 U. Mrg.] 339,12 73,4 O. 1. Trübe. 


Breslau, 27. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 18 F. 5 Z. U.⸗P. — F. 10 5. 


—, Zproz. Spanier —. i 
Credit⸗Mobilier⸗Aktien 1082, 50. 
Aktien 523, 75. 


London fehlt. — Das Goldagio ſtand am 14. in Newyork 47%, der 
Wechſelcours auf London 161, Baumwolle 86—87. 

Wien, 26. Nov., Nachm. 12% Uhr. Valutenverkäufe wegen feſt. . 
Metalligues 74, 80. 4% proz. Metalligues 65, 50. 1854er Looſe 91, 50. 
Bank: Aktien 789, —. Nordbahn 167, 10, National: Anlehen 81, 30, 
Credit⸗Aktien 180, —. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 186, 50. London 
119, 40. Hamburg 89, 80. Paris 47, 20. Gold —. Böhmiſche Weit: 
dahn 354 50. Neue Looſe 137, 75. 1860er Looſe 92, 85. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn 252, —. 28 

Frankfurt a. M., 26. Nov., Nachm. 2½ Uhr. N ekten 
eröffneten merklich höher, ſchloſſen etwas matter, aber feſt. Finnl. Anl. 84. 
Schluß -Courſe: Ludwigshafen » Berbab 138. Wiener Wechſel 96%. 
Darmſt. Bank⸗Aktien 210. Darmſt. Zettel⸗Bank 248%, Sven. Metalliques 
59% 4 prozentige Metalliques —. 1854er Loofe 72, Oeſterreichiſche 
National⸗Anleihe 65%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 182. Oeſter⸗ 
teichiſche Bantantbeile 765. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 1714. Neueſte diter: 
reichiſche Anleihe 76%. Oeſterr. Eliſabetbahn 111. Rhein⸗Nahebahn 24%. 
Heſſiſche Ludwigsbahn 122%. 8 a | 

Hamburg, 26. Nov., Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. ee Umſatz, 
hauptſächlich Ultimoregulirung. Courſe ſchwankend, jchlofje 
driger. Wetter neblid. Schluß⸗Courſe: NationalsAnleihe —. Oeſterr. 
Credit⸗Aktien 73. Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 101%. Rhei⸗ 
niſche 92 nom. Nordbahn 54½ nom. Disconto 474. 

Hamburg, 26. Novbr. [Getreidemarkt.] eisen unverändetr, pr. 
Dänemark theilweiſe wegen zu hoher 8 Deiner wegen fehlen: 
der Offerten bis jet ohne Umſatz. Roggen unverändert. Del oco und pr. 
Nobbr, 24, Mai 35%. Kaffee, Umſätze gering. Zucker ſehr feſt gehalten, 
wurde in letter Woche wiederum 8—12 Sh. höher bezahlt. Zink, kein Ges 
ſchäft zu Stande gekommen. 


Berliner Börse vom 26. November 1863. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien, 
Dividende pre 1861 1862 Zi 


Fonds- und Geld-Course. 
reis. Staats-Anl.. 4 ½ 


— * 3 bs A 

ate te von 5% G ee br. || Anchen-Düsseld. 314, 366i le ba. 
dito 1854/%½ 8%, b Aachen-Mastrich| — 4 | be. 
dito 1855142 | 8% bz. Amsterd-Rottd. | 5,1] 6. J |100 oa. 
dito 185: 1142| 8% ba. Berg-Märkische| 60% 61414 |104 d. 
dito 185 105 98 ½ bz. Berlin- Anhalt.. 8½ ½ 150 bz. 
dito 186901 193%, bz. Berlin-Hamburg| 6 | #%]4 115 @ 
dito 186. 111,15 etw. ba. Berl.-Potad.-Mg. 11 [14 % |180 Ur. 

staate-Schuldscheine 34 Berlin-Stettin.. [74317924 (128 6. 

rain. Anl. von 1855 Böhm. Westb. — |} 165 dz 

; Breslau-Freib. .| # 139 bs. 


7 ba. 
3erliner Stadt-Obl. |4 330 7 4 
Zerliner Adt- . 2 
3; Kur- u. Neumärk |s Cöln-Minden.. ..|12% 27 15 — 


Cosei-Öderberg. | — 


3\Pommersche...,|3 |6% B. * 

8 * . 1% — — — u 9 — = 6s B. 

2 1to irre. 1 8 bu 2 137 

/ dito neue. 41,11 6. —— 2260875 2 1 8 

2 (Schlesische. . .. |3 . 6. Magd.-Leipzig. 17 ER: 

3 — EN H = 1 Magd.-Wittenbg.| 114] 17 (63 ½ da. 
Ae Te Mainz-Ludwgsh.| 7, . br. 

SO Praun 8 0 Mecklenburger. ] 274| 2 1%, A 60½ ba 
le Khoinla Ivy @ Neisse-Brieger. .| 3 4 62% dr. 
Are ee Niedrschl-Märk| 4 | 4 4 8 G. 

2 (Schlesische 3 44 0 Niedrschl.Zwgb.| 1½½ ]! 155% br. 

* 5 Nord., Fr.-Wilh.] 33 5% & 55 bz. 


wouisd’or 110 b.. Oest, Bankn. 84 bz. Oberschles, A. . 701% 180 & 149 bz. 


Goldkronen 9. 6½ tz |Poln Bankn. 87%, bz. dito B...| 2700 See: 
Ausländische Fonds, dito 6. 77,110441312]159 ä 149 ba. 


)esterr. Metalliques.ö 152 bz. 10441038104 bz 


Oestr. Fr. 8t-B.| 67,| — |5 
dito Nat-Anl. ..\ö fes 67%, S || Oestrsüdl-St-B.| » 


dito Tot. v ese Treis ba. Oppeln Tarn. z 64 2 
dito baer Pr. A. 4 18, Lz dito Stamm-Fr. 5 | 6 101% 0. 
alto Eisenb-L. .| [76% ba, run hd en — 
Suse. Engl. Anl. 186215 e Ce Aal ba. Nhe rt. Süd. 21 Ja * 
An A eee Stargard-Posen | 4 | 6 ba. 
L. Pfand la i Thüringer 6% 7% bz. 


Poln. Pfandbr...... 
i III. Em. 


dito 4 |19 etw. bs. u. B. 
Poln. Obl. à 500 E 


114 se % B. ? 2 
n 0 Bank und Industrie-Papiere. 
dito à 200 Fil- | — Berl. Kassen-V. | 56/570 112 6. 
Turhess. 40 Thlr. . — 154%, B Braunschw. B. . 44 44 68 bzu.@ 
Baden. 35 El. Loose.l— 2 G. Bremer Bank. . 5“ 4 2 33 
Eisenbahn-Prioritäts-Actien. 8 


zw \ Darmst. Zettelb. 984, 6. 

Berg.-Märkische . . . .[414195 G. Geraer Bank.. 5%| 114la 88% d. 
dito G0 r 55 41 

Hannoversche B. — 


II. 4% B. 

dito IV. 16 Bien 

dito IL.v.St3%g.[3/2|75%, ba. 
Minden. 98 b. 


5 Hamb. Nordd. B. 
Cöln-2 Lees „  Vereins-B. Ay HR 4 1108 « 
dito II. [100% G Königsberger B. 5% 100 B. 
2. = : 3 ba. Luxemburger B.|10 2 4 1 B. 
ito per deburger B. 4 B. 
dito 44,196 bz. ea Bank. R sh f 4 [ B. 
dito IV. A E83 bz Preuss. Bank-A_| 4% 6414141120 ba. 
905. Oderb. ur vl er Thüringer Bank] 2%| 3 4 69 bz. 
dito 2 4 ı — — Weimar „ 48 4 187% B. 
Niederschl. Märk. . 4 g @. — 
dito conv.|4 % ½ bz Berl. Hand.-Ges.| 5 9 4 104 br. 
dito E Coburg. Credb. A.] 3 |8 4 8 B 
, Alto IV. 4 — — — Darmstädter „ 5 6½ 4 84% i. P. bn 
Niederschl. Zweigb- Dessauer „ — 4 2 etw. ba u. G. 
itt. G.. . 98% B Dise,-Com.-Ant..| 6 7½/4 Is 4 = 
Oberachles, . — 9 9 genfor Crodb. A.] 2 | 342,4 50% 4% 450 , B. 
dito B. . 33 — — Leipziger „3 3 44 [70 . 
dito C. u. D. 4% — — eininger 6 |7 |4 91% etw. bz u. G. 
do E. 4,0 ba MoldauerLda.B.| — de 123% ba 
dito F. 4 2˙ë⁰ G U Oesterr.Credb.A.| 7%) Ss |74,4%473%b.B. 
Oest. Fran | % 1.52 bz. Schl. Bank-Ver.| 6 6 4 % 
Ooest. südl. St.-B. . 3 53 @ — ! 
Ghein v. St. gar.. 4½ Feen Minervas......)— 44 fei bau G 
Khein.-Nahe-I. gar.. I ½ 00 ½ bz. Fbr. v. Eisenbbdf.! — | — 4 89 bz u 
Wechsel - Course. 
Amsterdam 250 Fl.. . 0 T. 141 % ba. Augsburg 100 Fl. 2 M. 8. 20 ba. 
dito dito 2 M140 % ba. Leipzig 100 Thlr. . 0 T. 90% G. 
Hamburg 300 Mk.. . 8 T. 151% bz. dito dito 2 M. 9% bz. 
dito dito 2 M. 180% ba. Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M. 88. 
London I L st... 3 M.ib. 141% bz. Petersburg 100 8.-R. . .|3 W.|96% bz. 
Paris 300 Fres . 2 M.|79 ba. dito dito 3 M. ½ bz. 
Wien 150 Fl. 8. T.|83% bz. Warschau 90 S.-R. . . 8 T.]87%, ba. 
dito dito 2 M. 82 ba. Bremen 100 Thlr.. 8 T. 00% bz. 


# Breslau, 27. Novbr. Wind: Nord⸗Oſt. Wetter; veränderlich. 
Thermometer Früh 4° Wärme. Die im Allgemeinen reichlichen Zufuhren 
genügten der 147 und blieb daher matte Stimmung vorherrſchend. 

Weizen ſchwach beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 54—69 Sgr., gelber 53 — 


61 Sgr., feinſter vereinzelt über Notiz bezahlt. — Roggen matter, pr. 84 Pf. 


40—42—44 Sgr., feinſter gg über Notiz bezahlt. — Gerſte vernach⸗ 
läſſigt, pr. 70 Pfd. weiße 36—38 Sgr., gewöhnliche 30—35 Sgr. — Hafer 
ruhig, pr. 50 Pfd. 26 —28 Sgr. — Erbſen wenig beachtet. — 


icken 
wenig angeboten. — Schleſiſche Bohnen ſtill. — Schlaalein, geringe 
Sorten ſehr vernachläſſigt. — Oelſaaten wenig gefragt. — Raps⸗ 
tuchen feſt, 49—53 Sgr. pr. Ctnr. 4 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 54—63—68 Wicken 7 50 
Gelber Weizen 53—58—62 Sgr. pr. f 
foggen 40—42—44 Schlag⸗Leinſaat 60—175— 190 
ta, ser ar 30— 9 Bee re 194—202—212 
dajer n 25—27—28 Winter⸗Rübſen 180—188— 200 
j 52—56 Sommer⸗Rübſen .. 150-164—174 


Kleeſaat beſchränkter Umſatz, rothe ordinäre 1010 Thlr., mittle 
1—11% Thlr., feine 12—12% Thlr., hochfeine bis 13 Thlr., — weiße 
ordinäre 10—12% Thlr., mittle 131 —15 ½ Thlr., feine 16%—17% Thlr., 
hochfeine 18—19 Thlr. pr. Ctr. 

Thymothee SATA Thlr. pr. Centner. 

Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. Netto 24— 34 Sgr., Metze 11 —1 1 Sor 

Vor der Boörſe. 

Robes Rüböl pr. Ctr. loco und November 11% Thlr., pr. Frühjahr 
11% Thlr. Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco und Novem⸗ 
ber 13% Thlr. Frübjahr 14% Thlr. 


Frankfurt, 26. Nov. (Abends.) Dem Vernehmen nach 
hat der Bundestagsausſchuß beſchloſſen, in der Sonnabend⸗ 
ſitzung den ſofortigen Eintritt der Bundesexecution vorzu⸗ 
ſchlagen. [Angekommen 94 Uhr Morgens.) (Wolffs T. B.) 

Verantwortlicher Redacteur: Ur Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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